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Die Grenzweitfrage 
Kleine Anfragen zur Mobilfunk-Studie, ob tiefere Grenzwerte praktikabel eind 

K L E I N E  A N F R A G E N  

Koordination von Baustellen 
VADUZ - Gleich zwei Anfragen beschäftig­
ten sich mit der derzeitigen Häufung von 
Strassenbaustellen in Liechtenstein. Ivo 
Klein (VU) stellte fest, dass momentan drei 
Anfahrtswege nach Vaduz durch Baustellen 
in Nendeln, Bendern, Schaan und Vaduz be­
hindert sind und deshalb mit einem «erheb­
lichen Stauaufkommen» zu rechnen sei. Er 
stellte in diesem Zusammenhang die Frage, 
ob die Strassenbaustellen in Liechtenstein 
nicht miteinander koordiniert werden. Ru­
dolf Lampert (FBP) schloss sich diesen Aus­
führungen an und wollte zudem wissen, ob 
die Bauzeit durch Nachtarbeit verkürzt wer­
den könnte. Dies wäre seiner Meinung nach 
vor allem bei der Baustelle an der Vaduzer 
Rheinbrücke nötig, welche ja «der Hauptaus­
löser dieser ganzen Verkehrsmisere» sei. 

Regierungschef Otmar Hasler erklärte, 
dass die Landesbaustellen «jeweils von den 
einzelnen AbteUuhgerrttos/Tiefbauamtes in­
tern frühzeitig untereinander koordiniert» 
würden. Das Zeitfenster, in welchem diese 
stattfinden können, sei jedoch sehr eng ge­
steckt, woraus eine «Anhäufung diverser 
Baustellen im Frühjahr und Sommer» resul­
tiere. Otmar Hasler sagte weiter, dass diese 
jedoch kein ernsteres Verkehrsproblem ver­
ursachten: «Die Strassenbaustellen führen, 
mit Ausnahme der derzeitigen Lichtsignalre­
gelung bei der Rheinbrücke in Vaduz, zu kei­
ner merklichen Vergrösserung der Staupro­
blematik in Liechtenstein.» 

Von Nachtarbeit auf dieser Baustelle sei aus 
Rücksicht auf die personellen Kapazitäten der 
Baufirmen sowie auf die Familien der Arbeit­
nehmer abgesehen worden.. Durch einen 
Kompromiss konnte eine Verringerung der 
Bauzeit jedoch trotzdem erreicht werden, so 
der Regierungschef: «Im vorliegenden Fall 
wurde bei der Rheinbrückenkreuzung mit 
dem Unternehmer der Konsens erzielt, dass 
für den derzeit laufenden Abschnitt, welcher 
nur mittels Ampelregelung erstellt werden 
kann, die Arbeitszeiten entsprechend verlän­
gert und Samstagsarbeit geleistet wird.» (mh) 

«Esche vital» - Gemeinsame 
Massnahmenplanung 
VADUZ - Vor eineinhalb Jahren entstand im 
Liechtensteiner Unterland eine Bürgerinitiati­
ve namens «Esche vital», welche sich für die 
Revitalisierung der Gestaltung der Esche ein­
setzt «Ist für die Esche ein Gewässerentwick­
lungskonzept analog dem Gewässerentwick­
lungskonzept Spiessbach bereits in die Wege 
geleitet?», fragte Johannes Kaiser (FBP) die 
Regierung. Und weiter Wie der Planungs­
stand sei, ob die Gemeinden und Interessen­
gruppen in der Planung involviert seien und 
wie die Abstimmung mit dem Projekt Egelsee 
aussehe? 

Regierungsrat Hugo Quaderer führte aus: 
«Dank der im Einzugsgebiet der Esche ab ca. 
1970 von den Gemeinden zusammen mit dem 
Land sowie privaten Betrieben umgesetzten 
Abwassersanierung hat sich die Wasserqua­
lität der Esche und ihrer Zuflüsse wieder stark 
verbessert Ein Escheabschnitt entlang des 
neuen Sportparkes Eschen-Mauren wurde 
vom Land kürzlich revitalisiert, weitere sind 
in Planung. Zur Dämpfung von Abflussspit­
zen ist an der Grenze im Gebiet des ehemali­
gen «Egelsees» im Maurer und Hsner Ried 
ein grösserer Retentionsweiher geplant Dieser 
soll so angelegt werden, dass er auch den öko­
logischen und landschaftlichen Anforderungen 
entspricht Mit Hilfe historischer Quellen, ak­
tuellen Untersuchungen und Berechnungen 
wurden kürzlich vom Land die Abflussverhält­
nisse, der naturräumliche Charakter der Esche, 
die Fischfauna sowie die Eingriffe und Nut­
zungen erfasst und verglichen. Diese Unterla­
gen bilden nun die Grundlage für eine syste­
matische Massnahmenplanung vor allem im 
Hinblick auf die weitere Verbesserung des 
Eschesystems in seiner Funktion als Lebens­
und Erholungsraum sowie zur Ableitung von 
Drainage- und Hochwasser. 

Die Massnahmenplanung soll nach Massga­
be der hoheitlichen und staatsvertraglichen 
Gegebenheiten sowie der jeweiligen Interes­
sen und Betroffenheit gemeinsam mit Öster­
reich, mit den Gemeinden, sowie unter Einbe­
zug von privaten Organisationen erfolgen. Die 
Koordination soll dem Land obliegen.» (mr) 
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Die FBP-Abgeordnete Josy Bieder­
mann wollte von der Regierung 
Auskunft betreffend Mobilfunk. 
Der Hinteigrund: Die Regierung 
hat im Herbst 2004 angekündigt, 
dass sie eine Studie.zum Thema 
Mobilfunk bei der Firma Enorm 
GmbH München in Auftrag gege­
ben hat, welche prüfen soll, ob das 
liechtensteinische Mobilfunknetz 
auch bei tieferen Grenzwerten für 
nichtionisierende Strahlung betrie­
ben werden könnte, als dies der 
Vernehmlassungsentwurf zum Ge­
setz Uber nichtionisierende Strah­
lung vorsah. Ende Mai hat die Re­
gierung mitgeteilt, dass das Ergeb­
nis der Studie erst Anfang Juli vor­
liege, da die Studie erweitert wor­
den sei. Dazu wollte der VU-Abge-
ordnete Gebhard Negele wissen, 
wann die Studie veröffentlicht wird 
und was die Kernaussagen der Stu­
die sind. 

Die aufgeworfenen Fragen beant­
wortete Regierungsrat Hugo Qua­
derer. 

Was war der ursprüngliche In­
halt der Studie? 

Die Studie soll zur Klärung der 
frage beitragen, wie das Mobilfunk­
netz unter der Prämisse möglichst 
geringer Belastung durch nichtioni­
sierende Strahlung zu gestalten wä­
re und ob sich daraus die Möglich­
keit tieferer Grenzwerte ergibt, als 
sie in der Vernehmlassungsvorlage 
zum Gesetz bzw. einer Verordnung 
zum Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung vorgesehen sind. 

Weshalb wurde diese Studie er­
weitert und um welche Elemente? 
Wann wird diese veröffentlicht? 

Es ist nicht richtig, dass die Stu­
die inhaltlich erweitert wurde. 
Richtig ist, dass der Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Studie aus 
folgendem Grund nicht ganz einge­
halten werden konnte: 

Es war vorgesehen, die Ergeb­
nisse der Studie Anfang Juni der 
Öffentlichkeit vorzustellen. Der ur­
sprünglich vorgesehene Zeitrah­
men von rund sechs Monaten zur 
Fertigstellung des Auftrages war 
schon aus damaliger Sicht sehr eng 
gesteckt. Bei der Erarbeitung der 
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Studie hat sich herausgestellt, dass 
die hierfür notwendigen Arbeiten 
und Abklärungen tatsächlich sehr 
aufwändig sind und der dafür vor­
gesehene zeitliche Rahmen, nicht 
ausreicht Der Grund dafür liegt 
darin, dass zur Erstellung der Stu­
die nicht nur die Gegebenheiten auf 
liechtensteinischem Staatsgebiet 
analysiert und berücksichtigt wer­
den müssen, sondern auch die Situ-
tation in den Grenzgebieten zu un­
seren Nachbarländern mit einbezo­
gen werden muss. Die dort bereits 
vorhandenen Antennenstandorte 
bewirken verschiedene Effekte auf 
unser Mobilfunknetz. Die notwen­
dige Analyse dieser komplexen 
Problemstellung brachte entspre­
chenden Mehraufwand und eine 
dementsprechende Verschiebung 
des Zeitpunktes der Veröffentli­
chung der Studie mit sich. 

Die Regierung stand in stetigem 
Kontakt mit den Auftragnehmern 
und hat auf Ende Juni eine nächste 
Besprechung zu dieser Frage anbe­
raumt. Danach wird die Regierung 
die Öffentlichkeit Uber das weitere 
Vorgehen informieren. 

Können vereinbarte Kosten ein-
gehalten werden? 

Die Regierung hat einen Kosten­
rahmen von 83 500 Euro festgelegt 
Der erwähnte Zusatzaufwand dürfte 
zu Mehrkosten in der Grössenord-
nung von rund 15 000 bis 20 000 
Euro führen. Diese Mehrkosten sind 
durchaus zu verantworten, weil mit 
dieser Studie wichtige Grundlagen­
forschung im Bereich der Mobil­
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funk-Strahlenbelastung betrieben 
wird und Resultate zu erwarten sind,' 
die neuartiger, grundsätzlicher und 
wegweisender Natur und somit für 
unser Land äusserst wertvoll sind. 

Welches sind die Kenia ussagen 
der Studie und welche Erkennt­
nisse gewinnt die Regierung da­
raus? 

Wie bereits ausgeführt, hat das 
Ressort noch im Verlauf dieses Mo­
nats eine weitere Besprechung mit 
den involvierten Ämtern und der be­
auftragten Firma anberaumt Dabei 
sollen auch weitere Zwischenergeb­
nisse. besprochen werden; diese 
müssen anschliessend in ein Ge­
samtbild gefügt werden. Deshalb ist 
es zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht möglich, einzelne Kernaussa­
gen der Studie oder Zwischenresul­
tate zu präsentieren. Detaillierte 
Aussagen sind erst nach dem Vorlie­
gen der gesamten Studie möglich. 

Wie steht die Regierung zur For­
derung des Vereins lttr einen ge­
sundheitsverträglichen Mobil-
tank, die Grauewerte für nichtio­
nisierende Strahlung auf 0.02 
Volt pro Meter zu senken? 

Die Regierung hat dieses Anlie­
gen bereits bei der Erarbeitung der 
Vernehmlassungsvorlage geprüft, 
insbesondere auf Grund des für die 
Regierung stets an erster Stelle ste­
henden Gesundheitsschutzes und 
dem damit im Zusammenhang ste­
henden Vorsorgeprinzip, das in der 
Schweizer Gesetzgebung über die 
Grenzwerte bereits verankert ist, 

schlug die Regierung in der Ver­
nehmlassungsvorlage vor, entspre­
chende Grenzwerte auch für Liech­
tenstein vorzusehen. Zudem ist ei­
ne solche Grenzwertfestsetzung 
auch auf Grund der gegebenen geo­
graphischen Situation mit der da­
mit einhergehenden Überlagerung 
durch ausländische Netze sinnvoll. 

Im Vernehmlassungsbericht 
wurde auf die diesbezüglich zu be­
achtenden Gegebenheiten ausführ­
lich eingegangen. Aufgrund der 
Ergebnisse der Vernehmlassung, 
welche in der Frage zu den Grenz­
werten übrigens ein sehr weites 
Spektrum an divergierenden Mei­
nungen ergabt beschloss die Re­
gierung dennoch, nochmals auf 
diese Fragen vertieft einzugehen, 
um die Möglichkeiten für gegenü­
ber der Schweiz tiefere Grenzwer­
te abzuklären. Dies war mit ein 
Hauptgrund, warum die in der 
Kleinen Anfrage angesprochene 
Studie überhaupt in Auftrag gege­
ben wurde. 

Mit weichen Konsequenzen sei­
tens derMobüfunkanbieter rech­
net die Regierung, wenn ein tiefe­
rer Grenzwert als in der Schweiz 
in Kraft gesetzt werden wttrde? 

Die Mobilfunkbetreiber sprechen 
sich in ihren Stellungnahmen zur 
Vernehmlassungsvorlage für 
gegenüber der Schweiz höhere 
Grenzwerte aus. Sie könnten aber 
mit einer Lösung analog zur 
Schweiz, wie sie übrigens bereits 
jetzt schon auch in Liechtenstein 
rechtlich festgelegt ist, leben. Hin­
sichtlich einer weiteren Verschär­
fung der Grenzwerte weisen die 
Mobilfunkbetreiber hingegen sehr 
deutlich auf technische und wirt­
schaftliche Probleme hin. Dies 
könnte sogar dazu führen, dass die 
Mobilfunkbetreiber sich aus Liech-, 
tenstein zurückziehen müssten. 

Wann wird die Regierung das 
Gesetz dem Landtag zur Be­
handlung vorlegen? 

Wie schon ausgeführt, hat die 
Regierung nach der Vernehmlas­
sung umfangreiche Abklärungen 
beschlossen und unter anderem die 
erwähnte Studie in Auftrag gege­
ben. Nach Vorliegen aller.Ergeb­
nisse und der Gesamtstudie wird 
der Bericht und Antrag an den 
Landtag zu erstellen sein. Die Re­
gierung geht davon aus, dass der 
Bericht und Antrag dem Landtag 
Ende dieses Jahres zugestellt wer­
den kann. (mr) 

Kosten-Nutzen von Biogas in Abklärung 
Möglicher Standort einer Biogasanlage wSre in Schaan 

VADUZ - Satt Ufngaram Ist as 
angakündigt, das Projekt dar 

«Prüfung und Erridttung 
Magatanlaga im Land». 
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Büchel fragte, ob das Projekt noch 
atkuell sei, mit welchen Gemeinden 
gegebenenfalls bereits verhandelt 
wurde, was das Projekt kosten wür­
de und bis wann der Landtag mit ei­
nem Bericht und Antrag rechnen 
könne. Regierungsrat Klaus Tschüt-
scher zu den aufgeworfenen Fragen: 

«Die Regierung hat im Januar 
2004 das Energiekonzept 2013 ge­
nehmigt. In diesem Konzept wird 
die Errichtung einer Biogasanlage 
mit der Aufbereitung des Biogases 

auf Erdgasqualität aufgeführt. Im 
August 2004 hat die Regierung ei­
ne Arbeitsgruppe zur Realisierung 
einer Biogasanlage eingesetzt, so 
Tschütscher. «Aufgabe der Arbeits­
gruppe war es unter anderem, mög­
liche Standorte für die Anlage zu 

evaluieren. Die Evaluation des 
Standortes zeigte sich als sehr 
schwierig und zeitaufwändig. Die 
Prüfung verschiedener Möglichkei­
ten ergab schliesslich, dass beim 
Heizöltanklager in Schaan (Tankla­
ger Forst) ein Standort gegeben 
sein könnte, welcher die Anforde­
rungen erfüllt Diesbezüglich sind 
Gespräche mit der Genossenschaft 
zur Lagerhaltung von Heizöl sowie 
der Gemeinde Schaan als Grund­
stückeigentümerin im Gange.» 

Das Projekt einer Biogasanlage 
wurde allen Gemeinden vorgestellt 
und dabei abgeklärt, ob diese ihre 
Grüngutmengen für den Betrieb der 
Anlage zur Verfügung stellen. Ak­
tuell müssten nebst der Frage des 
Standorts noch weitere offene Fra­
gen geklärt werden. Im Weitereh 
weiden auch Wirtschaftlichkeitsbe­
rechnungen angestellt werden müs­

sen, um herauszufinden, welche An-
lagengtösse überhaupt wirtschaftlich 
und in einem vernünftigen Kosten-
Nutzen-Verhältnis betrieben werden 
kann, Erste Abklärungen haben er­
geben, dass sich die Kosten für eine 
Anlage mit einer Jahreskapazität von 
10 000 Tonnen Grüngut pro Jahr, in­
klusive Biogasaufbereitung, auf rund 
8 Millionen Franko) belaufen wür­
den. Die Gnujdstückskosten sind 
hierbei nicht eingerechnet Wann das 
Projekt «Biogasanlage» d a n  Land­
tag vorgelegt wird, konnte der Re­
giemngsrat noch nicht sagen, (mr) 


